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Einleitung: Wohlfahrtsstaat und Interessenorganisatio-
nen im Wandel  

Wolfgang Schroeder und Michaela Schulze 

Wohlfahrtsstaaten unterliegen der Notwendigkeit einer ständigen Anpas-
sung an veränderte äußere und innere Umwelten. Dieser Band folgt der 
Arbeitshypothese, dass wir in eine neue Phase wohlfahrtsstaatlicher Poli-
tik eingetreten sind, die weit von einem eindimensionalen Rückbau oder 
gar von einem Verschwinden des Wohlfahrtsstaates entfernt ist. Wie auch 
das »Oxford Handbook of the Welfare State« konstatiert, generieren ins-
besondere die Friktionen zwischen »alten« und »neuen« wohlfahrtsstaatli-
chen Anforderungen eine Unübersichtlichkeit und Unsicherheit in den so-
zialpolitischen Steuerungsmodi. Diese Konfliktkonstellation wird vor al-
lem durch arbeitsmarkt- und familienorientierte Entwicklungen forciert, 
aber auch durch den demografischen Wandel, der einen starken Druck auf 
etablierte sozialstaatliche Programme ausübt. In diesem Kontext ist eben-
so eine Veränderung wohlfahrtsstaatlicher Machtressourcen festzustellen: 
einzelne Gruppen werden stärker (etwa privatwirtschaftliche Akteure), 
andere werden schwächer (wie die Gewerkschaften), es kommt zu Abspal-
tungen sowie verbandlichen Neugründungen und zugleich treten neue Ak-
teure auf den Plan (beispielsweise Patienten- und Verbraucherinteressen). 
Ob dies zu pluralistischen Interessenvermittlungsprozessen führt oder ob 
neue korporatistische Arrangements möglich sind, ist dabei ein offener 
Prozess, wie bspw. die Konzertierte Aktion in der Pflege zeigt. Ungeach-
tet der Beantwortung dieser Frage, lässt sich beobachten, dass die Artiku-
lation sich ausdifferenzierender Interessen nicht einfach in alten Bahnen 
verläuft, sondern durchaus neue Akteure befördert, die auch nach eigenen 
zwischenverbandlichen Allianzen und Staat-Verbände-Arrangements 
Ausschau halten. 

Das Graduiertenkolleg »Wohlfahrtsstaat und Interessenorganisationen« 
hat akteursbezogene Umbauprozesse des wohlfahrtsstaatlichen Arrange-
ments in Deutschland und auf europäischer Ebene untersucht. Der 
Schwerpunkt des Kollegs lag dabei auf den sozialpolitischen Interessen-
gruppen und Verbänden. Die veränderten Akteurskonstellationen, die 
durch den Übergang von industriellen zu dienstleistungsbasierten Sozial-
strukturen, den demografischen Wandel und durch sich verändernde Ge-
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schlechterverhältnisse sowie institutionelle Wandlungsprozesse hervorge-
bracht werden, standen im Zentrum der Arbeit des Kollegs. Die zentrale 
Forschungsfrage des Graduiertenkollegs richtete sich darauf, inwiefern die 
alten und insbesondere die neuen Interessengruppen als intermediäre In-
stanzen in verschiedenen wohlfahrtstaatlichen Politikbereichen auftreten. 
Welche Vermittlungsleistungen können sie erbringen und wie verändert 
sich ihr Anteil an der Produktion kollektiver und individueller Wohlfahrt? 
Wie verändern sich die etablierten Interessenorganisationen, wenn sich 
neue Interessengruppen bilden, um innerhalb der gewandelten wohlfahrts-
staatlichen Konstellationen zu wirken? Welche Deutungen und Prob-
lemdiagnosen werden mit neuen Interessen und Risiken verbunden und 
welche Interessengruppen entstehen möglicherweise in Folge veränderter 
Problemwahrnehmungen?  

1. Verschiebungen von Interessen und Akteurskonstellationen 

Die Grundannahmen der Einzelstudien des Kollegs lassen sich wie folgt 
umreißen: Die alten Interessengruppen spielten bei der Herausbildung des 
industriegesellschaftlichen Wohlfahrtsstaates eine konstitutive Rolle. Bei 
den wohlfahrtsstaatlichen Umbauprozessen der vergangenen Jahre fällt 
weder den alten noch den neuen Interessengruppen und Verbänden eine 
ähnlich gestaltende Rolle zu. Wir können in verschiedenen Arenen be-
obachten, dass drei Prozesse parallel verlaufen. Erstens hat der Druck der 
unternehmerischen Akteure zugenommen, die ihre Interessen ohne Ver-
bände auf eigener lobbyistischer Arbeit aufbauend artikulieren und durch-
zusetzen versuchen. Zweitens steuert der Staat die strukturellen Prozesse 
in vielen Bereichen wie b in der Gesundheits- oder Einkommenspolitik 
wieder direkter oder zumindest indirekter– etwa in der Gesundheits- oder 
Einkommenspolitik. Drittens können wir beobachten, dass die Pluralität 
und Heterogenität der Interessengruppen im neuen Wohlfahrtsstaat zu-
nehmen. Vielfach verändert sich gleichfalls die Interessenvertretung, in-
dem sie wie bei einzelnen Patientenverbänden advokatorisch wahrge-
nommen wird. Darüber hinaus kommt es zur Gewährung individueller 
Rechtspositionen etwa in der Betonung sozialer Menschenrechte, so dass 
der Stellenwert und die Durchsetzung von Rechtsansprüchen in der Sozi-
alpolitik zunehmend wichtiger werden.  

Die Verschiebungen in der Sozialpolitik, die sich in den vergangenen 
Jahren vollzogen haben, brachten veritable Wissenslücken, Debattensträn-
ge und Forschungsdesiderate hervor, auf die der vorliegende Band einige 
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Antworten zu geben versucht. Insbesondere hat sich, wie Pierson es for-
muliert, ein »substantial shift in power ressources« von »organized labour 
to employers« ergeben. Damit sind auf vielen Arbeitsmärkten Sicherheits-
standards reduziert worden; vor allem in bestimmten Segmenten der 
wachsenden Dienstleistungssektoren haben sich durch Zeitarbeit, Werk-
verträge, befristete Beschäftigungsverhältnisse, tariffreie Zonen und so 
weiter neue Formen der Kommodifizierung entwickelt. Während die alten 
Risiken des Wohlfahrtsstaates über kollektivvertragliche Regelungsin-
strumente (Flächentarifverträge) und beitragsfinanzierte Systeme abgesi-
chert wurden, werden die neuen Risiken stärker durch Steuerfinanzierung 
oder durch private Vorsorgeleistungen abgedeckt. Interessengruppen und 
kollektives Handeln spielen im System der alten Risiken eine bedeutende-
re und gewichtigere Rolle als unter den Bedingungen neuer Risiken. Ob 
jedoch die Gegenüberstellung zwischen alten Risiken, die im korporatisti-
schen Politikmodus bearbeitet werden und neuen Risiken, die eher dem 
pluralistischen Modus bearbeitet werden, zutreffend ist, ist einstweilen ei-
ne offene Perspektive.  

Ein wesentlicher Rahmen für die Veränderung der sozialen Sicherungs-
systeme hängt mit der strukturellen Verschiebung von industriellen hin zu 
dienstleistungsbezogenen Arbeitsverhältnissen zusammen. Um diese Pro-
zesse zu verstehen, sind zwei Dimension für den deutschen Fall von emi-
nenter Bedeutung: Erstens ist zu berücksichtigen, dass diese Verschiebung 
bislang in Deutschland nicht mit einem Niedergang der industriellen Sek-
toren einhergeht, sondern diese weiterhin große ökonomische und ar-
beitsmarktbezogene Relevanz besitzen. Zweitens ist es wichtig, die viel-
schichtigen Prozesse zu rekapitulieren, die zu neuen Lebenslagen und so-
zialstaatlichen Herausforderungen führen. Dazu zählen vor allem: die 
wachsende Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen, veränderte Familien-
strukturen, forcierte Digitalisierungsprozesse sowie der demografische 
Wandel. Die mit diesen Veränderungen einhergehenden Risikokonstella-
tionen zeichnen sich dadurch aus, dass sie von den sozialen Sicherungs-
systemen des »alten« Wohlfahrtsstaates nur bedingt abgedeckt werden. 
Daraus resultiert ein Bedarf an neuen Formen der Sozialpolitik. In Bezug 
auf die Arbeitsmärkte zeigt sich die Ausweitung des Dienstleistungssek-
tors, die Erosion des Normalarbeitsverhältnisses die Zunahme unsicherer 
und niedrig entlohnter Beschäftigung. In der Folge zeigt sich vermehrt das 
Risiko einer unzureichenden sozialen Absicherung, was in einem struktu-
rell erwerbsarbeitsbezogenen Sicherungsmodus häufig auf die Zunahme 
unsteter Erwerbsbiografien zurückgeführt werden kann.  
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Im Kontext der veränderten Arbeitsmarkt- und sozialstaatlichen Risi-
kokonstellation kommt es auch zu einer Rekonfiguration der Akteurskons-
tellation, die alles andere als eindeutig ist. Einerseits sind die klassischen 
korporatistischen Verhandlungssysteme im Bereich der Rente und der Ar-
beitsmarktpolitik erodiert ohne ganz zu verschwinden; und in der Gesund-
heitspolitik bestehen sie in modifizierter Form fort. Zugleich kommt es 
auch zu einem Machtgewinn staatlicher Akteure, der im nächsten Schritt 
Unternehmen, zivilgesellschaftlichen Akteuren und den Betroffenen (Fa-
milien, Patienten, Klienten) neue Verantwortung, Einflussmöglichkeiten 
und Aufgaben zuweist. Dies gilt auch für das frühe Stadium des Policy-
Zyklus. Wo Interessen noch nicht oder nur rudimentär über Interessen-
gruppen in der politischen Arena formiert sind (beispielsweise kollektive 
Interessenvertretung in der Pflege), muss sich die Politik die notwendigen 
Informationen und Konzepte anderweitig besorgen und auf unterschiedli-
che Formen der Politikberatung zurückgreifen. Politikberatung hat damit 
weiterhin die Möglichkeit, die Wahrnehmung von Interessenlagen durch 
die Politik entscheidend zu beeinflussen. Dies könnte wiederum heißen, 
dass neue, mitgliedsschwache oder schwer organisierbare Interessen trotz 
wenig »manpower« die Chance haben, mit der entsprechenden »epistemic 
power«, auf die Entwicklung wohlfahrtsstaatlicher Arrangements Einfluss 
zu nehmen. Davon abgesehen spielen auch die Medien in der Interessen-
landschaft mehr als eine reine Moderatorenrolle und übernehmen gerade 
im Fall von (noch) nicht organisatorisch verfasster Interessenartikulation, 
in Form von Protest oder sozialer Bewegung eine konstituierende Rolle 
bei der Artikulation von Interessen.  

2. Staat und Verbände im Wandel 

Im Zentrum des Kollegs standen Projekte und Fragen, die sich mit dem 
Strukturwandel kollektiven Handelns im Kontext organisierter Formen 
kollektiver Interessenvertretung befassten. Diese Perspektive war über-
spannend und bestimmend für die Arbeit der Forscherinnen und Forscher 
im Kolleg. In der Verbändetheorie und in den Theorien der Interessenver-
tretung haben sich in den vergangenen Jahren neue Fragestellungen erge-
ben. Die konzeptionellen Zugänge, um die Konfigurationen zwischen 
Staat, Verbänden und Individualakteuren zu erfassen, haben sich stark 
ausdifferenziert und reichen somit über die grobflächige Perspektive von 
Korporatismus und Lobbyismus hinaus, ohne jedoch den paradigmati-
schen Charakter dieser Referenzkategorien wirklich anzutasten. Die Urtei-
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le über verbandliche Aushandlungsprozesse sind sensibler und kritischer 
geworden; dabei ist die Gewissheit, dass eine verbandlich durchorgani-
sierte Gesellschaft per se wirksamere Steuerungsleistungen vollbringt, 
weiter denn je geschwunden. Während in der Debatte zum Staat-
Verbändeverhältnis in den 1950er und 1960er Jahre die Macht der Ver-
bände zu groß schien, wurde sie in der korporatistischen Perspektive der 
1970er und 1980er Jahre als eher angemessen gesehen, um Staatsentlas-
tung und Konfliktminimierung zu ermöglichen. In einigen Verbandsdo-
mänen, wie den Arbeitsbeziehungen, gilt das Verhältnis zwischen Ver-
bänden und ihren Mitgliedern im Zug von Mitgliederkrisendebatten als 
belastet. Dabei ist der Staat selbst bemüht, die Handlungsfähigkeit zentra-
ler Verbände zu stützen, um weiterhin von deren staatsentlastenden Poten-
tialen profitieren zu können (beispielsweise beim Tarifeinheitsgesetz).  

Die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, bei den Familienstrukturen 
und den Geschlechterrollen haben das sozialstaatliche Risikoprofil auch 
insofern verändert als nunmehr ein gewisses mismatch zwischen neuen 
Risiken und wohlfahrtsstaatlichen Leistungsangeboten entstanden ist, 
welches von den Interessengruppen nur schwer erfasst werden kann. Die 
neuen Risiken sind nach Bonoli »the combined effect of family and labour 
markets events or developments«. Diese entwickeln zunehmend Wohl-
fahrtsverluste und generieren neue Armutsrisiken. Letztere konzentrieren 
sich auf bestimmte Gruppen: vor allem (arbeitende) Frauen, Alleinerzie-
hende und Familien mit Kindern, Geringqualifizierte und Menschen mit 
einer diskontinuierlichen Erwerbsbiografie. In der Summe sind diese 
Gruppen besonders von sozialer Exklusion bedroht.  

Es sind Frauen und Familien mit Kindern, für die die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie ein drängendes Problem darstellt, weil sich das Male-
Breadwinner-Modell zunehmend auflöst und Frauen auf den Arbeitsmarkt 
drängen beziehungsweise gedrängt werden. Durch die Veränderungen der 
Familienstrukturen und die wachsende Arbeitsmarktteilnahme von Frauen 
wird die frühkindliche Betreuung zu einer wachsenden Herausforderung 
sowohl in quantitativer als auch qualitativer Hinsicht. Damit wird insbe-
sondere die Gruppe der gering verdienenden Eltern einem steigenden Ar-
mutsrisiko ausgesetzt. Dieses Risiko verschärft sich bei Alleinerziehenden 
(meist Frauen) zusätzlich. Sie stehen unter noch größerem Druck, die Be-
treuung des Kindes und die Teilnahme am Arbeitsmarkt vereinbaren zu 
können. Vielfach sind diese Alleinerziehenden gering qualifiziert und 
können aufgrund der Betreuungsleistung nur Teilzeit arbeiten. Eine weite-
re Gruppe, die von den neuen sozialen Risiken betroffen ist, sind Familien 
und Frauen, die Angehörige pflegen und die aufgrund mangelnder finan-
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zieller Ressourcen diese Pflege nicht auf dem Markt erwerben können. 
Generell sind Frauen von den neuen sozialen Risiken stärker betroffen und 
somit einem größeren Armutsrisiko ausgesetzt als Männer, weil ihre Teil-
nahme am Arbeitsmarkt meist auf Teilzeitbasis erfolgt und diskontinuier-
licher ist. Es sind häufig längere Auszeiten auf Grund der Betreuung von 
Kindern und der Pflege von Angehörigen, die sogar ihre erworbenen Qua-
lifikationen und Zertifikate entwerten; womit auch ihre Aufstiegschancen 
limitiert werden.  

Die wachsende Zahl der Beschäftigten im Niedriglohnsektor und im 
Bereich der Leiharbeit sowie Menschen mit geringer Qualifikation sind 
aktuellen und besonders künftigen Risiken im Alter ausgesetzt. Ihre Ar-
beitsplätze sind besonders konjunkturanfällig und sie gehören nicht zu den 
Insidern, die einen besonderen Schutz genießen, sondern zu den Outsi-
dern. Diese Gruppen haben gemeinsam, dass sie auch vom alten Wohl-
fahrtsstaat nicht ausreichend berücksichtigt wurden, weil dieser sich ent-
lang der sozioökonomischen Konfliktdimension zwischen Kapital und 
Arbeit um die männliche Kernarbeiterschaft gruppierte. Gleichwohl brin-
gen die ökonomischen und gesellschaftlichen Veränderungen den Frauen 
nicht nur Nachteile, sie eröffnen auch Chancen. Doch diese Möglichkeiten 
hängen nicht allein von den individuellen Ressourcen und Fähigkeiten ab, 
sondern auch von den dominierenden Konfliktmustern, den institutionel-
len Gegebenheiten und den Möglichkeiten der interessenpolitischen Arti-
kulation.  

Da die Kommunen zu den wichtigen Akteuren im Wohlfahrtsstaat ge-
hören, nimmt die kommunale Interessenvertretung im Wohlfahrtsstaat ei-
ne zentrale Rolle ein. Sie sind in den Bereichen der Arbeitsmarktpolitik 
(Jobcenter), der Fürsorgepolitik, der Kinder- und Jugendhilfe, der Ge-
sundheitsförderung, der Altenpolitik, der Behindertenhilfe und -politik 
sowie der Integrations- und der Bildungspolitik ein maßgeblicher Akteur. 
Sie stellen eine Fülle von sozialen Diensten bereit (Jugendhilfe, Suchtbe-
ratung, Familienberatung) und sind für deren qualitative Ausstattung und 
lokale Einbettung verantwortlich. Das wachsende Gewicht der Kommune 
für die Sozialpolitik ergibt sich aus den Trends der Dezentralisierung und 
Vergesellschaftung des Sozialen, der Raumorientierung und der Instru-
mentalisierung der lokalen Ebene für sozialpolitische Ziele. Damit gewin-
nen alle Formen von »local governance« an Gewicht. Kommunale Sozial-
politik ist nach wie vor zu einem große Maße Implementationspolitik, bei 
der Pflichtleistungen im Auftrag übergeordneter politischer Ebenen er-
bracht werden. Von einer eigenständigen kommunalen Sozialpolitik kann 
daher aufgrund der rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen nur 
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bedingt gesprochen werden. Viele Kommunen sind selbst in den Berei-
chen, in denen ihre Kernaufgaben liegen, finanziell häufig nicht so ausge-
stattet, dass sie für eine qualitativ anspruchs- und wirkungsvolle Ausstat-
tung Sorge tragen können. Damit geht die Frage nach dem strukturellen 
Aufbau von Verantwortungs- und Gestaltungsfähigkeit im föderalen Sys-
tem der Bundesrepublik einher. Unter den derzeitigen Bedingungen ist 
dieser stärker denn je reformbedürftig.  

Zentrale Akteure sind zunächst die kommunalen Spitzenverbände 
(Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreistag, Deutscher Städte- und 
Gemeindebund) auf der Bundes- und Landesebene. Diese und die Bun-
desvereinigung der kommunalen Spitzenverbände bündeln die Interessen 
der Kommunen und bringen sie gegenüber dem Bund sowie auf der euro-
päischen Ebene zur Geltung. Im wohlfahrtsstaatlichen Politikfeld geht es 
vor allem darum, die Pflichtleistungen – die Bereitstellung und Finanzie-
rung sozialer Dienste sowie die Kinder- und Jugendhilfe – nicht noch aus-
zuweiten und den Kommunen Spielraum bei den freiwilligen Leistungen 
zu verschaffen. Das Graduiertenkolleg untersuchte dabei, welche wohl-
fahrtstaatlichen Konzepte diese Verbände angesichts der beschriebenen 
Trends und des Bedeutungsgewinns der lokalen Ebene für den Wohl-
fahrtsstaat entwickelt haben und vertreten.  

3. Ergebnisse und Thesen 

Das Graduiertenkolleg »Wohlfahrtsstaat und Interessenorganisationen« 
wurde von der Hans-Böckler-Stiftung und der Universität Kassel vom 1. 
Oktober 2013 bis zum 30. September 2016 unterstützt. Es war an der Uni-
versität Kassel angesiedelt und wurde von Wolfgang Schroeder und Ru-
dolf Speth federführend geleitet. Sabine Ruß-Sattar und Felix Welti (beide 
Universität Kassel) haben ihre jeweiligen Kompetenzen gewinnbringend 
in die Diskurse und Veranstaltungen des Kollegs einbringen können. Die 
beiden externen Mitglieder Frank Nullmeier (Universität Bremen) und 
Christoph Strünck (Universität Siegen) haben die Debatten sowie die 
Entwicklung von Forschungsprozessen durch ihre Mitwirkung bereichert. 
Tanja Schöttner (Universität Kassel) hat durch ihre engagierte Mitarbeit 
am Kolleg viele Verwaltungs- und Organisationsaufgaben elegant bewäl-
tigt. Die Koordination des Kollegs lag bei Michaela Schulze.  

Der vorliegende Sammelband fasst die Ergebnisse des Kollegs zusam-
men, wobei zwei Bestandteile zu unterscheiden sind. Im ersten Teil des 
Buches werden theoretische und empirische Perspektiven der Forschung 
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aufgezeigt. Frank Nullmeier beleuchtet in seinem Beitrag Die Sozial-
staatsentwicklung im vereinten Deutschland. Sozialpolitik der Jahre 1990 
bis 2013 die wohlfahrtsstaatlichen Megatrends nach der Wiedervereini-
gung. Er unterscheidet dabei vier Phasen: die Phase der Wiedervereini-
gung (1990 bis 1994), eine Phase von 1994 bis 1999, die den Einstieg in 
die Umbauprozesse markiert, die Agendapolitik zwischen 1999 und 2007 
und schließlich die Phase moderater Korrekturen seit 2007.  

Tanja Klenk beleuchtet in ihrem Beitrag Interessenorganisationen und 
Wohlfahrtsstaat aus politik- und verwaltungswissenschaftlicher Perspekti-
ve. Es geht ihr dabei um die komplexe Transformation des korporatisti-
schen Wohlfahrtsstaates. Sie rekurriert auf Finanzierungsmodi, die Art 
und den Umfang der wohlfahrtsstaatlichen Leistungen, aber auch die Inte-
ressenvertretung und die Interessenvermittlung. Der Aufsatz leistet einen 
Beitrag zur politikwissenschaftlichen Verbändeforschung, indem erläutert 
wird, inwieweit diese Ansätze dabei helfen, die wohlfahrtsstaatlichen 
Entwicklungen fassbar zu machen.  

Felix Welti greift in seinem Beitrag das Verhältnis zwischen Verbänden 
und Sozialgerichtsbarkeit als Forschungsfeld auf, welches bisher nur un-
zureichend beleuchtet wurde. In dem Beitrag werden Entscheidungen der 
Sozialgerichtsbarkeit diskutiert, die für die Entwicklung der Sozialpolitik 
von entscheidender Bedeutung sind. Dazu zählen Entscheidungen der Al-
ters- und Invaliditätssicherung, der Arbeitsmarktpolitik, der Existenzsiche-
rung und der Gesundheits- sowie der Pflegepolitik. Um dieses Spannungs-
feld zu beleuchten, argumentiert Welti mit der Rolle der Verbände, die sie 
beispielsweise als Prozessbevollmächtigte im Rahmen von Sozialgerichts-
verfahren wahrnehmen.  

Katharina Benderoth und Sabine Ruß-Sattar greifen in ihrem Beitrag 
Die EU als Teil des politischen Handlungshorizonts von Interessenorga-
nisationen im Wohlfahrtsstaat auf. In ihrem Text, der die Europäisierung 
am Beispiel des Strategie-Wandels deutscher Wohlfahrtsverbände thema-
tisiert, fragen sie danach, ob und inwieweit die europäischen Integration 
Konsequenzen für die Interessenorganisationen in Deutschland haben. 
Verbände sind nahezu gänzlich auf die nationalstaatliche Politik- und So-
zialstaatskonstellation konzentriert, weshalb es wichtig ist, zu untersu-
chen, inwiefern der Handlungshorizont der Wohlfahrtsverbände auf das 
deutsche Sozialstaatsmodell ausgerichtet bleibt. Daran schließt sich auch 
die Frage danach an, inwieweit sich daraus Veränderungen der Organisa-
tion und der Strategie der Verbände ergeben können. 

Im zweiten Teil des Bandes stehen die Ergebnisse der Dissertationen 
des Graduiertenkollegs im Fokus. Lena Brüsewitz beleuchtet in ihrem 
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Beitrag Kommunale Spitzenverbände im Sozialstaat. Interessenvertretung 
in Hessen und Niedersachsen ein Thema, dem in der Forschung zu den 
Interessenorganisationen bisher keine Beachtung geschenkt wurde. Dabei 
wird argumentiert, dass die Kommunen über die kommunalen Spitzenver-
bände an der Gestaltung von Sozialpolitik beteiligt sind. Der Schwerpunkt 
liegt auf den Instrumenten der Interessenvertretung gegenüber der Landes-
regierung und dem Landtag. Zudem wird das Konnexitätsprinzip als Ge-
staltungsmechanismus sozialpolitischen Handelns betrachtet. Damit leistet 
der Artikel einen Beitrag zur Frage nach den Bedingungen der Handlungs-
fähigkeit kommunaler Spitzenverbände in der Sozialpolitik. 

Imke Friedrich untersucht in ihrem Beitrag Anerkannt und trotzdem 
schwach. Die Organisation von Bildungsinteressen von Kindern und Ju-
gendlichen aus Zuwandererfamilien als Herausforderung für den neuen 
Wohlfahrtsstaat die Organisation schwacher Interessen vor dem Hinter-
grund einer heterogenen Akteurslandschaft. Die Interessen der Zuwander-
erkinder und deren Vertretung im politischen System sind in der For-
schung bisher nur unzureichend betrachtet worden. Die Bündelung dieser 
Interessen ist auch deshalb schwierig, da keine der sich mit dieser Prob-
lemlage befassenden Organisationen diese Interessen ausschließlich ver-
tritt. Hinzu kommt, dass die Interessen von den Betroffenen und Wissen-
schaftlern durchaus als heterogen und diffus charakterisiert werden. Das 
Resultat daraus ist eine fehlende Organisations- und Konfliktfähigkeit die-
ser Organisationen.  

Sascha K. Futh diskutiert in ihrem Text Die Handlungsmacht des DGB 
im deutschen Wohlfahrtsstaat und fragt nach der Handlungs- und Gestal-
tungsmacht des DGB im politischen System. Ausgangspunkt ihrer Über-
legungen ist die These, dass Organisationsmacht die Basis sozialpoliti-
schen Wandels ist. Futh untersucht drei zentrale Großkampagnen, die eine 
prägende Wirkung auf die inhaltliche Weiterentwicklung des bundesdeut-
schen Sozialstaates nahmen. Das ist erstens: »Samstags gehört Vati mir«, 
die 1956 gestartet wurde. Zweitens die 1977 von der IG Metall gestarteten 
»35-Stunden-Woche-Kampagne« sowie die 2007 begonnene Kampagne 
des DGB zum »Mindestlohn«. Diese drei Kampagnen sind in unterschied-
lichen Phasen der bundesrepublikanischen Sozialstaatsentwicklung ange-
siedelt. Gemeinsam ist ihnen, dass sie alle drei am Ende erfolgreich waren 
und damit sowohl die gesellschaftliche wie auch die politische Rolle der 
Gewerkschaften unterstrichen haben.  

Ulrike A. C. Müller analysiert in ihrem Beitrag Hartz-IV-Protest und 
SGB-II-Klagen: Interessenorganisationen mittels Recht die Verbindung 
von Wohlfahrtsstaatlichkeit und Recht. Sie zeigt dabei auf, inwieweit die 
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Interessen von Erwerbslosen schwer organisierbar und wenig konfliktfä-
hig sind. Die massenhaften Klagen vor den Sozialgerichten in Folge der 
Hartz IV-Reformen verdeutlichen aber auch, dass eine auch schwierige 
Organisation von Interessen Erfolge erzielen kann. Die bisherigen Organi-
sationsversuche erfolgten als Beschwerdevereine. Müller rückt in ihrer 
Forschung die Organisation der Interessen, die Bündnisarbeit und die 
rechtsbezogenen Handlungsformen in den Fokus. 

Benedikt Schreiter untersucht in seinem Beitrag die Rolle von Gering-
qualifizierten für die tarifpolitischen Akteuren der Metall- und Elektroin-
dustrie (IG Metall und Gesamtmetall). Er fragt danach, inwieweit Gering-
qualifizierte als neue soziale Risikogruppen eingeordnet werden können 
und wie diese durch die untersuchten Verbände wahrgenommen werden. 
Er stellt dabei die zentralen Entwicklungslinien für die verbandliche Aus-
einandersetzung mit den Geringqualifizierten heraus. Seine Schwerpunkte 
liegen auf der Positionierung der Verbände und der entsprechenden Po-
licygestaltung. Während es auf Seiten der Gewerkschaften auch die nor-
mative Idee einer inklusiven Gewerkschaft (Einheitsgewerkschaft) ist, die 
zur Adressierung der Geringqualifizierten beiträgt, ist es auf Seiten der 
Arbeitgeberverbände neben legitimatorischen Aspekten die Herausforde-
rung des Fachkräftemangels.  

Florian Steinmüller nimmt schließlich mit seinem Beitrag Arbeits-
markt- und Rentenpolitik in Deutschland und Frankreich eine verglei-
chende Analyse der dort bestehenden Akteurskonstellationen vor. 
Deutschland und Frankreich können beide als korporatistische Wohl-
fahrtsregime charakterisiert werden und weisen damit ähnliche Grundkon-
figurationen auf. Ihre arbeitsmarkt- und rentenpolitischen Reformwege 
hingegen weisen in den letzten Jahren deutliche Differenzen auf. Stein-
müller diskutiert die Reforminhalte einerseits und nimmt andererseits den 
Einfluss der Akteure auf die Ausrichtung der Reformen in den Blick. Die 
differierenden Verbändedynamiken führen auch dazu, dass die Gewerk-
schaften in Frankreich primär als Vetoakteure Einfluss auf die Reformen 
nehmen konnten. Steinmüller leistet damit einen Beitrag zu dem veränder-
ten Verhältnis zwischen den staatlichen Akteuren, den Gewerkschaften 
und den Arbeitgeberverbänden im Umbau der sozialen Sicherungssyste-
me.  

Abschließend beleuchten Wolfgang Schroeder und Christoph Strünck 
aktuelle Forschungsperspektiven. Wolfgang Schroeder analysiert in sei-
nem Beitrag Interessenvermittlung. Die IG Metall als sozialpolitischer Ak-
teur die sozialpolitische Rolle der IG Metall, indem er die Auswirkungen 
des strukturellen Wandels staatlicher Sozialpolitik auf die gewerkschaftli-
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chen Aufgaben reflektiert. Ausgehend von autonomen sozialpolitischen 
Aktivitäten, die an der Wiege gewerkschaftlicher Sozialpolitik standen, 
zeichnet er nach wie sich mit der Herausbildung einer immer umfangrei-
cher werdenden staatlichen Sozialpolitik Ziele und Mittel gewerkschaftli-
cher Sozialpolitik wandelten. Eine entscheidende Zäsur für das Verhältnis 
von Gewerkschaften und Sozialstaat bildete ihre Inkorporierung in die 
Selbstverwaltung; mithin in die Governace des Sozialversicherungsstaa-
tes. Ihre interessenspolitischen Aktivitäten jenseits der Selbstverwaltung 
in den Sozialversicherungen erfolgte mit den Mitteln des Lobbying, aber 
auch mit einer eigenen Kampagnenpolitik. Christoph Strünck zeigt in sei-
nem Beitrag Zwischen Verbandszweck und Mitgliedermotivation: Bedarf 
für weitere Forschung neue Perspektiven der Verbändeforschung auf. Er 
untersucht dabei die Einfluss- und die Mitgliedschaftslogik einerseits und 
die Mitglieder als vernachlässigte Untersuchungsdimension andererseits. 
Zudem werden Herausforderungen für die Verbände und »exit, voice and 
loyalty« als theoretisches Konzept zur Befassung mit den Interessenorga-
nisationen thematisiert. 

Mit den Ergebnissen des Graduiertenkollegs können die neuen For-
schungslinien, die mit den hier dokumentierten Forschungsergebnissen 
angegangen wurden, weiter vertieft werden. Es werden so Impulse gege-
ben, um die Forschung an der Schnittstelle zwischen Interessenorganisati-
onen und Wohlfahrtsstaatspolitik voranzubringen. Der vorliegende Band 
vereint nicht nur verschiedene theoretische Perspektiven, er befasst sich 
auch mit Problemen und Fragen, die in der bisherigen Forschung zu wenig 
Beachtung fanden. Durch das Kolleg konnte deutlich gemacht werden, 
dass der Wandel des Sozialstaates und seiner Akteure auch einen Wandel 
in der Sozialpolitikforschung verlangt, um eine breitere Perspektive ein-
zunehmen.  
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Die Sozialstaatsentwicklung im vereinten Deutschland. 
Sozialpolitik der Jahre 1990 bis 2013 

Frank Nullmeier  

1. Einleitung 

Der deutsche Sozialstaat schien sich Anfang des neuen Jahrhunderts von 
seinen Grundlagen gelöst zu haben und auf ein neues Modell mit deutlich 
vermindertem Leistungsumfang zuzusteuern.1 Die Frage, in welchem Ma-
ße ein Bruch, ja ein Paradigmenwechsel, in der Sozialstaatsentwicklung 
stattgefunden hat oder nicht und welche Abweichungen vom Pfad des tra-
ditionellen Sozialversicherungsstaates oder des konservativen Wohlfahrts-
staatsmodells zu verzeichnen sind, bestimmt seitdem die sozialpolitischen 
und sozialwissenschaftlichen Debatten. Gleichwohl ist inzwischen ein 
Normalisierungseffekt eingetreten: Die Veränderungen scheinen nicht in 
dem vermuteten Umfang weiter fortgeschritten zu sein, Traditionsbestän-
de werden wieder erkennbar, die Reformgeschwindigkeit wirkt deutlich 
vermindert. Der Beitrag legt eine Interpretation der Jahre 1990 bis 2013 
deutscher Sozialpolitik vor, die sich durch Rekonstruktion einzelner Ent-
wicklungsphasen und Identifikation von Entwicklungstrends einen Weg 
bahnt zwischen zu einseitigen Kontinuitäts- oder Diskontinuitätsthesen. Es 
werden vier Phasen der Sozialpolitikentwicklung angenommen, von denen 
drei – bei allen Differenzierungen, die die einzelnen Felder der Sozialpoli-
tik nötig werden lassen, und trotz wichtiger Reformen in allen Phasen – 
eher durch Wahrung von Kontinuitätslinien gekennzeichnet sind. Nur in 
der Phase von 1999 bis 2007 stehen Kontinuitätsbrüche im Vordergrund, 
die aber in der Folgezeit wieder eingehegt und in ihrer Wirkung begrenzt 
werden. Die Sozialpolitik kehrt mit kleineren Teilrevisionen langsam wie-

____________________ 

1  Eine frühere Version dieses Beitrags wurde bereits veröffentlicht als: Nullmei-
er, Frank 2014, Die Sozialstaatsentwicklung im vereinten Deutschland. Sozial-
politik der Jahre 1990 bis 2014, in: Peter Masuch et al. (Hg.), Grundlagen und 
Herausforderungen des Sozialstaats: Denkschrift 60 Jahre Bundessozialgericht. 
Band 1: Eigenheiten und Zukunft von Sozialpolitik und Sozialrecht, Berlin: 
Erich-Schmidt-Verlag, S. 181-199. 
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der zurück zu ihrem traditionellen Entwicklungspfad. Die These einer 
Rückkehr zur Normalität des deutschen Sozialstaatsmodells darf aber 
nicht überdecken, dass Verschiebungen in einzelnen Entwicklungs-
dimensionen auftreten können, von denen hier fünf näher betrachtet wer-
den. So wird geprüft, in welchem Maße das Staat-Markt-Verhältnis durch 
Privatisierungen verschoben wird, ob Reformen in Richtung eines Grund-
sicherungs- und Bildungssozialstaat nicht nur programmatisch vertreten, 
sondern auch politisch implementiert werden, welche Bedeutung der In-
ternationalisierung beziehungsweise Europäisierung sowie der Verände-
rung der Geschlechterverhältnisse für die Sozialpolitik zukommt. 

2. Vier Phasen sozialpolitischer Entwicklung seit 1990 

Periodisierungen stellen hoch voraussetzungsvolle Interpretationen histo-
rischer Ereignisse und Verläufe dar. Sie müssen für den Beginn einer neu-
en Phase einen Einschnitt, eine Zäsur, einen »Bruch« mit Bisherigem pos-
tulieren. Als quasi natürliche Einschnitte gelten im politischen Feld Regie-
rungswechsel, so dass Regierungsperioden sehr gern zur Phaseneinteilung 
eingesetzt werden. Davon muss hier abgewichen werden. Denn in den 
letzten 25 Jahren lagen die wichtigsten sozialpolitischen Einschnitte und 
Umbruchpunkte eher mitten in Regierungsperioden. Nicht die Verände-
rung der parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung bestimmt da-
her die Ausrichtung der Sozialpolitik. In und zwischen den Koalitionspar-
teien vollziehen sich während der Regierungszeit Umschwünge, die öko-
nomischen Entwicklungen, den Folgen der eigenen Reformen oder auch 
programmatischen Umorientierungen geschuldet sein mögen. Die Wie-
dervereinigung verlangte der Politik der seit 1982 amtierenden konserva-
tiv-liberalen Regierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl eine Bekräfti-
gung der sozialversicherungsstaatlichen Strukturen ab, weil nur durch die 
fast vollständige Übernahme des etablierten Leistungs- und Organisati-
onsstrukturen die Integration der neuen Bundesländer ohne politische 
Kosten bewältigt werden konnte. Bereits 1994 aber wurde die offensive 
Sozialpolitik angesichts deutlich erhöhter Sozial- und Staatsausgaben so-
wie gestiegener Arbeitslosigkeit aufgegeben. Eine weitere Expansion der 
sozialpolitischen Leistungen erschien unmöglich, die öffentliche Diskus-
sion verschob sich in Richtung Reduktion und Umbau des Sozialstaates 
mit ersten Vorstößen in eine Richtung, die oft als neoliberal beschrieben 
wird. Bis Mitte 1999 blieb die Auseinandersetzung zwischen Reformern 
und Traditionalisten noch unentschieden, erst mit dem Rücktritt von Oskar 
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Lafontaine nach einem halben Jahr rot-grüner Regierung setzte eine Poli-
tik der grundlegenden Sozialstaatsreform ein, die sich zwischen 2000 und 
2004 intensivierte, um dann bereits verlangsamt bis 2007 mitten in der 
Regierungszeit der 2005 etablierten Großen Koalition auszulaufen. Seit-
dem findet eine Rückbewegung der Sozialpolitik auf den Pfad einer kor-
poratistisch geprägten, sozialversicherungszentrierten Politik statt – zum 
Teil sogar bei Leistungsverbesserungen in einzelnen Feldern. Die Fi-
nanzmarktkrise 2008 sorgte für die Wiederbelebung von Konjunkturpro-
grammen, die auch sozialpolitische Impulse umfassten. Selbst der Eintritt 
der FDP in die Regierung 2009 nach der schweren Wahlniederlage der 
SPD ließ die Sozialpolitik eher stagnieren statt ihr eine liberale Wende zu 
geben. Die Ende 2013 geschlossene Dritte Große Koalition setzt – folgt 
man dem Koalitionsvertrag – die vorsichtige Korrektur der einschneiden-
den Veränderungen der Jahre 2000 bis 2004 zunächst fort. 

2.1 Wiedervereinigung im Sozialversicherungsmodus 1990 bis 1994 

Der sozialpolitische Vollzug der Vereinigung, die Sozialunion, beruhte 
auf weitestgehender Nutzung der bestehenden westdeutschen Strukturen. 
Die sozialpolitische Anpassung erfolgte vorrangig über die Sozialversi-
cherungen und wurde aus Sozialversicherungsbeiträgen finanziert. Die 
Abfederung des massiven Beschäftigungseinbruchs in den fünf neuen 
Bundesländern wurde nicht über einen Sonderfonds finanziert, der aus 
Steuermitteln gespeist wurde, und gesonderte Organisationen, sondern 
durch Ausdehnung der Aufgaben und Strukturen der tradierten Versiche-
rungsträger, die damit für viele Jahre unter erheblichen finanziellen Druck 
gerieten, der nur durch Beitragssatzerhöhungen aufgefangen werden konn-
te. Bedenkenswerte Elemente des DDR-Sozial- und Beschäftigungssystem 
wie die Frauen- und Familienförderung oder bestimmte Organisations-
formen der Gesundheitsversorgung wurden nicht beibehalten oder inte-
griert. Die politische und administrative Bewältigung des Transfers der 
westdeutschen sozialen Sicherungssysteme wurde aber in bemerkenswert 
schneller Zeit erreicht mit hoher sozialer Absicherung insbesondere der 
Rentner. Zwar ist eine komplette Angleichung der Leistungen in West und 
Ost in allen sozialen Sicherungssystemen auch 2014 noch nicht erreicht, 
doch angesichts des Zusammenbruchs der Industrie der ostdeutschen 
Bundesländer nach der Vereinigung war mit hohem Finanzaufwand auch 
in der Schaffung von Beschäftigungsgesellschaften und anderen Auf-
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fangmöglichkeiten eine sehr kritische ökonomische und soziale Situation 
sozialpolitisch erstaunlich unaufgeregt bewältigt worden (Ritter 2006). 

Die Kohl-Regierung hatte von 1982 bis 1990 eine Politik »der ge-
räuscharmen Konsolidierung« (Schmidt 1998: 65) öffentlicher Haushalte 
betrieben, anfangs auch mit größeren Einschnitten in den Sozialleistungen, 
ohne jedoch die Sozialabgabenlast senken zu können. Hinzu kamen Im-
pulse in der Familienpolitik gesetzt mit der Einführung von Elterngeld, 
Elternurlaub sowie Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung. 
Diese Politik wurde auch in der Vereinigungsphase fortgesetzt, es kam 
sogar zu einer Erweiterung des Sozialversicherungsmodells mit der Ein-
führung der Pflegeversicherung. Doch diese Neugründung folgte bereits in 
zweierlei Hinsicht nicht mehr dem klassischen Modell der Sozialversiche-
rung: die Pflegeversicherung stellte eine Teilabsicherung dar, ihre Leis-
tungen waren nicht dazu gedacht, die vollen Kosten der Pflege abzusi-
chern, und sie bildete keine arbeitnehmerzentrierte Sozialversicherung 
mehr, sie deckte ein allgemeines Risiko ab. Ihre Einführung traf bereits 
auf massiven Widerstand derjenigen Kräfte in den Regierungsparteien und 
der Wirtschaft, die einen Rückbau im Sinne einer stärkeren marktlichen 
Gestaltung bis hin zur Privatisierung der Sozialpolitik befürworteten. In 
der Gesundheitspolitik führte das im »Lahnsteiner Kompromiß« von den 
Parteien und zentralen Verbänden gemeinsam getragene Gesundheits-
strukturgesetz 1993 zum Einstieg in den Wettbewerb zwischen den Kas-
sen bei Installierung eines Risikostrukturausgleiches. Die Übernahme ei-
nes quasi-marktlichen Instruments ließ aber zentrale Strukturen der 
Selbstverwaltung und Selbststeuerung der Kassen und Kassenärztlichen 
Vereinigungen intakt. Der Sozialversicherungsstaat hatte die Vereini-
gungsperiode höchst erfolgreich überstanden – allerdings auf Kosten einer 
finanziellen Überdehnung. 

2.2 Einstieg in den Ausstieg: 1994 bis 1999  

Infolge der Vereinigung und der anwachsenden Arbeitslosigkeit stiegen 
die Staatsausgaben erheblich und die Sozialabgaben erreichten mit der 
Konjunkturkrise 1993/94 Höchststände, zumal die neue Pflegeversiche-
rung weitere 1,7 Prozent Abgabenlast forderte. Mit der Einführung dieser 
neuen Sozialversicherung schienen die politischen Möglichkeiten er-
schöpft, mit dem Jahr 1994 wechselte der Grundimpuls der Sozialpolitik 
in Richtung »Retrenchment«, Leistungsminderung, Beitragssatzbegren-
zung, Liberalisierung und Vermarktlichung. Der Konsens zwischen den 
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Sozialstaatsparteien CDU/CSU und SPD sowie zwischen Arbeitgeberver-
bänden und Gewerkschaften ließ sich nicht mehr sichern – auch aufgrund 
der Schwäche der Gewerkschaften und des Arbeitnehmerflügels der CDU. 
Im Zuge des Vereinigungsprozesses hatte sich die Position des Faktors 
Arbeit deutlich verschlechtert. Die Arbeitsbeziehungen in den neuen Bun-
desländern folgten nicht den Pfaden der alten Bundesländer, Flächentarife 
waren kaum einzuführen oder durchzusetzen. Angesichts der veränderten 
Markt- und Machtlage am Arbeitsmarkt scherten die Arbeitgeberverbände 
und mit ihnen der Wirtschafts- und Mittelstandsflügel der CDU aus dem 
Sozialkonsens schrittweise aus. 1996 wurde dieser neue Kurs in Maßnah-
men wie der Absenkung der gesetzlichen Lohnfortzahlung und Lockerung 
des Kündigungsschutzes erkennbar. Auch in der Rentenpolitik setzte sich 
diese Politik mit dem Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz 
1997 und dem noch von der konservativ-liberalen Regierung verabschie-
deten Rentenreformgesetz 1999 mit der Heraufsetzung der Altersgrenzen 
(u.a. für Frauen von 60 auf 65 Jahre) und der Einführung eines die Ren-
tenleistung deutlich mindernden demografischen Faktors durch (Nullmeier 
2011). Noch beschränkten sich diese Reformen auf Leistungsminderun-
gen, der Druck auf Strukturveränderungen und Möglichkeiten zum Aus-
stieg aus dem Sozialversicherungsmodell wuchs jedoch. Die Phase von 
1994 bis 1999 ist als Latenzphase zu werten, gelang es doch in dieser Zeit 
nicht, die angedeuteten neuen Wege konsequenter zu beschreiten. Die Po-
litik folgte dem Sozialversicherungspfad, ging aber nicht zu Privatisie-
rungsinitiativen über. Vielmehr versuchte sie mit Einsparmaßnahmen aus-
zugleichen, was an anderer Stelle an Ausgabenexpansion nicht nur auf-
grund der Vereinigung verursacht worden war. Bemerkenswert ist in den 
letzten Jahren der Kohl-Regierung vor allem die Abkehr von einer arbeits-
rechtlichen Konsenspolitik mit den Gewerkschaften und auch vom Ren-
tenkonsens, der noch in der Gesetzgebung 1989 (RRG 1992) neben der 
SPD auch die FDP umfasst hatte. Das führte zu einer entsprechenden Ge-
genreaktion in Form einer – erfolgreichen – Blockade insbesondere der 
Steuerpolitik der Regierung Kohl im Bundesrat. Die sozialpolitischen 
Maßnahmen (Aufhebung der rentenpolitischen Beschlüsse der Regierung 
Kohl und der Reregulierung prekärer Arbeitsverhältnisse) zwischen dem 
Amtsantritt der rot-grünen Regierung 1998 bis zum Rücktritt des SPD-
Parteivorsitzenden und Finanzministers Lafontaines im Frühjahr 1999 
standen noch ganz im Zeichen dieser Gegenreaktion. 
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2.3 »Agendapolitik«: 1999 bis 2007  

Erst Mitte 1999 setzte sich die Politik eines grundlegenderen Umbaus des 
Sozialstaates durch, die mit der »Riester«-Reform 2001, dem Rentenversi-
cherungs-Nachhaltigkeitsgesetz 2004 und dem Altersgrenzenanpassungs-
gesetz 2007 in der Alterssicherung, den »Hartz-Gesetzen« I bis IV von 
2002 bis 2004 in der Arbeitsmarktpolitik, der im März 2003 verkündeten 
Agenda 2010 und dem GKV-Modernisierungsgesetz von 2003 sowie dem 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz von 2007 in der Krankenversicherung 
materiell und auch symbolisch die sozialpolitische Debatte bis zum heuti-
gen Tage bestimmt (zur Bilanz dieser Politik: Hegelich et al. 2010; Egle et 
al. 2003; Egle/Zohlnhöfer 2006; Gohr/Seeleib-Kaiser 2003; Has-
sel/Schiller 2010; Trampusch 2009, Ruddat 2011). In all diesen Reformen 
erfolgte eine (jeweils nur partielle) Abkehr von zentralen Elementen des 
Sozialversicherungsmodells wie der paritätischen Finanzierung, der 
Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger, der Lebensstandardsiche-
rung in einem auf den Einkommensstatus bezogenen System oder dem 
Primat öffentlicher sozialer Sicherung. Eine Politik zur Konsolidierung 
öffentlicher Haushalte und der Verlagerung von Kosten von der Arbeitge-
ber- auf die Versichertenseite waren in dieser Phase verbunden mit Maß-
nahmen zur Bewältigung der demografischen Verschiebungen und der 
hohen Arbeitslosigkeit sowie zur Verbesserung der internationalen Wett-
bewerbsposition der Industrie und des Finanzsektors. Konzepte der Ver-
waltungsmodernisierung, der investiven und vorsorgenden Sozialpolitik, 
der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik und des aktivierenden Staates bilde-
ten die programmatische Rückendeckung in dieser bis 2005 von rot-
grünen Regierungen geprägten Periode. 

Den Auftakt bildete die nach dem Arbeitsminister benannte »Riester-
Reform« 2001 mit einer langfristigen Beitragssatzfixierung auf maximal 
22 Prozent und dem daraus folgenden Wechsel zu einem Defined Contri-
bution-System mit deutlicher Absenkung des Leistungsniveaus, in dem 
die Lebensstandardsicherung nicht mehr gewährleistet werden kann. Die-
ses Sicherungsziel war seitdem nur noch durch zusätzliche private Vor-
sorge erreichbar, die mit Einführung der Riester-Rente staatlicherseits ge-
fördert wurde. Möglichkeiten der betrieblichen Alterssicherung durch 
Entgeltumwandlung und die Einführung einer speziellen Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung ergänzten den Kurs einer Teilprivati-
sierung der Alterssicherung.  
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Die Hartz-Gesetze, angestoßen durch den Vermittlungsskandal in der 
Bundesanstalt für Arbeit (BA) Anfang 2002 und initiiert durch Vorschläge 
der ebenfalls nach dem VW-Arbeitsdirektor benannten Expertenkommis-
sion umfassten Verwaltungs- und Organisationsreformen, Veränderungen 
im Instrumentenkasten der Arbeitsmarktpolitik und die grundlegende 
Neugestaltung der Sozialhilfe bei Abschaffung der vormaligen Arbeitslo-
senhilfe. Der Umbau der Bundesanstalt in die Bundesagentur für Arbeit 
beinhaltete die Umstellung traditioneller Verwaltungsstrukturen auf recht 
strikt verfolgte New Public Management-Verfahren. Die Organisations-
strukturen der neuen Grundsicherung für Arbeitssuchende zwischen 
Kommunen und BA blieben bis zur Grundgesetzänderung 2010 ein viele 
Energien absorbierendes Dauerstreitthema. Die Neuerungen in den In-
strumentarien der Arbeitsmarktpolitik reichten von der weitgehenden Lo-
ckerung der Zumutbarkeitsregelungen über gesteigerte Möglichkeiten des 
Förderns und des Forderns hin zu Eingliederungsvereinbarungen, Gut-
scheinsystemen und der Förderung von Ich-AGs (Bothfeld et al. 2012; 
Dingeldey 2011). Zum Symbolthema wurde aber die Zusammenführung 
von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe in der neuen Grundsicherung für 
Arbeitssuchende mit den Leistungen Arbeitslosengeld II und Sozialgeld. 
Der Übergang zwischen dem Arbeitslosengeld I mit einer Nettolohner-
satzquote von 67 Prozent beziehungsweise 60 Prozent und dem bedürftig-
keitsgeprüften ALG II mit der Offenlegung der Finanzverhältnisse der 
Bedarfsgemeinschaft erfolgte ab 2005 ohne Zwischenstufe innerhalb einer 
je nach Versicherungszeit und Alter gestaffelten Bezugsdauer von maxi-
mal 18 Monaten. Zusammen mit dem Auslaufen der Frühverrentungsrege-
lungen konnte Arbeitslosigkeit auch für ältere Arbeitnehmer und langjäh-
rig Versicherte zu einem existenziellen Risiko werden. Der soziale Ab-
stieg in Richtung Bedürftigkeit wurde damit auch für Mittelschichtsange-
hörige zu einer realen Möglichkeit – und genau daraus erklärt sich die po-
litische Brisanz dieser Reform. 

In der Gesundheitspolitik erwirkte das GKV-Modernisierungsgesetz 
2003 massive Kostenverschiebungen und einige Effektivitätssteigerung 
bei wenig Strukturveränderung (Rosenbrock/Gerlinger 2006). Die Sen-
kung der Lohnnebenkosten, die Aufgabe der paritätischen Finanzierung 
durch Einführung eines Beitragsanteils von 0,9 Prozent allein für die ver-
sicherten Arbeitnehmer, höhere Selbstbeteiligungen (Praxisgebühr), Ein-
schränkungen des Leistungskataloges und neue Formen des Qualitätsma-
nagements und der integrierten Versorgung kennzeichneten diese Reform. 
Die Umstellung auf eine neue Finanzierungsform, gedacht war hier an ei-
ne nicht einkommensbezogene Kopfpauschale, scheiterte bereits in der 
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»Rürup-Kommission« angesichts der etwa gleichstarken Unterstützung 
eines Gegenmodells der Bürgerversicherung. Erst 2007 konnte mit dem 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz die Finanzierung und die Organisati-
onsstruktur des Gesundheitswesens neu geregelt werden. An die Stelle der 
Festsetzung der Beitragssätze durch die jeweilige Kasse trat ein von der 
Bundesregierung festgelegter einheitlicher Beitragssatz. Die Beiträge 
wurden vom neuen Gesundheitsfonds nach Versichertenzahl und gewich-
tet nach Risikofaktoren im Rahmen eines reformierten, nunmehr auch 
morbiditätsorientierten Risikostrukturausgleichs an die einzelnen Kassen 
verteilt (Götze 2013). Die Wettbewerbslogik der Kassen stellte sich nach 
Einführung des Gesundheitsfonds um auf die Vermeidung von Zusatzbei-
trägen, die bei Deckungslücken in Form von Kopfpauschalen allein von 
den Versicherten erhoben werden mussten, womit das Prinzip der paritäti-
schen Finanzierung noch weiter in Frage gestellt und die Förderung des 
Kassenwettbewerbs eng mit stärkerer staatlicher Steuerung verkoppelt 
wurde.  

Den Abschluss dieser Periode einschneidender Reformen bildete die 
stufenweise Heraufsetzung der Altersgrenzen auf die neue Regelalters-
grenze 67 mit dem Altersgrenzenanpassungsgesetz 2007, eine vom SPD-
Arbeitsminister durchgesetzte, besonders unpopuläre Maßnahme, die bald 
auf Drängen des SPD-Vorsitzenden Beck durch eine Verlängerung der 
Arbeitslosengeldzahlung für ältere Arbeitnehmer politisch aufgefangen 
werden sollte, womit das Ende dieser Reformphase eingeläutet wurde. Die 
Proklamation der Agenda 2010 (Nullmeier 2008) im März 2003 hatte die 
genannten und weitere Reformen in verschiedensten Politikfeldern unter 
einem Etikett zusammengefasst, sie besiegelte aber vor allem den von 
1998 bis 2002 laufenden Versuch einer korporatistischen Politiksteuerung 
in einem Bündnis für Arbeit auf Bundesebene (Streeck 2009). Die zu-
nächst mit der Nutzung von Expertenkommissionen eingeschlagene Stra-
tegie der Umgehung von Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und dem 
linken SPD-Flügel wich mit der Agenda-Rede einem rein hierarchisch-
direktiven Vorgehen.  

Während der Bruch mit den korporatistischen Strukturen der Sozialpo-
litik in der Finanzmarktkrise wieder geheilt werden konnte und das Zu-
sammenwirken zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften auf betriebli-
cher und auf nationaler Ebene wieder das traditionell hohe Niveau erreicht 
hat, bestimmten die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Weichenstellun-
gen die Entwicklung des Parteiensystems der Bundesrepublik nachhaltig: 
Der Absturz der SPD von 38,5 Prozent 2002 auf 23,0 Prozent im Jahre 
2009 mit nur leichter Erholung auf 25,7 Prozent im Jahre 2013 sind ohne 


